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Hessischer Gesetzentwurf: Digitaler Hausfriedensbruch soll unter Strafe gestellt werden  



Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  

der neue JU§TUS ist da! Das Titelthema Cybercrime ist mehr als nur ein rechtspolitisches Thema. Wir leben mitten  

in einer Revolution ð der Digitalen Revolution. Niemals zuvor haben weltweit mehr Menschen von einer technischen 

Entwicklung profitiert ð niemals zuvor waren aber auch so viele Menschen den Gefahren einer neuen Technologie aus-

gesetzt. Die Digitalisierung macht uns vernetzter, intelligenter und kommunikativer. Sie verbindet die Menschen über 

alle Grenzen. Aber, sie macht uns auch verletzlicher. Das ist der Grund, warum ich mich seit Jahren für eine Digitale 

Agenda für das Recht einsetze. Dabei soll es nicht um Sonderregeln für das Netz gehen, sondern darum, den 

Rechtsstaat auch im Internet durchzusetzen. Denn es kann nicht sein, dass Straftaten wie Beleidigungen, Bedrohungen 

bis hin zur Volksverhetzung im Netz quasi ohne großes Entdeckungsrisiko begangen werden können. Nicht selten findet 

der Hass im Netz den Weg von der digitalen in die reale Welt. Das gilt es zu verhindern.  

Die Digitale Agenda für das Recht hat aber nicht nur eine strafrechtliche Seite. Auch im Zivil- und Zivilprozessrecht müssen wir ¿berpr¿fen, ob die be-

stehenden Regeln für das Internet der Dinge noch greifen. Es sind hier die kleinen Dinge des Alltags, die die großen rechtlichen Fragen aufwerfen. Wie 

sieht es zum Beispiel mit dem digitalen Nachlass aus? Was ist mit unseren Emailaccounts, Film- und Musikrechten, die wir im Laufe unseres Lebens bei 

Onlineanbietern erwerben? Kann man in diese Vermögenswerte vollstrecken? 

Flankiert wird diese Entwicklung auch im Arbeitsalltag. Dabei können wir in Hessen auf eine moderne Justizausstattung stolz sein. Es kam nicht von 

ungefähr, dass das Verwaltungsgericht Gießen eines der ersten Gerichte in Deutschland war, das seine Kommunikation mit dem Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge vollständig auf die elektronische Akte umstellen konnte. Wir haben in Hessen Strukturen für die Zukunft geschaffen und wir werden 

weiterhin rechtspolitische Impulse setzen, denn ich will, dass jeder von den Möglichkeiten, die die Digitalisierung bietet, profitieren kann, ohne bei jedem 

Innovationsschritt das Gefühl zu haben, weniger geschützt zu sein.  
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Editor ia l  

Es hat uns alle geärgert, das vorübergehende 
Verbot der privaten Nutzung unserer dienst-
lichen E-Mail- und Internet-Zugänge.  
Was war passiert?  
Eine Welle von compu-
tervirenverseuchten 
Spam-Mails war über 
Deutschland hinwegge-
rollt. Wer unvorsichtig 
war und eine solche 
Nachricht geöffnet hatte, 
dessen Daten wurden 
verschlüsselt und es  
wurde Lösegeld erpresst. 
ăRansomwareò, Schad-
programme für digitale 
Schutzgelderpressung, 
bedrohen jeden Internet-
nutzer. In Neuss wurde die größte Klinik, 
das Lukaskrankenhaus, zum Stilstand ge-
bracht, hunderte von Operationen fielen 
aus. Ein Mitarbeiter hatte die Schadsoftware 
unbemerkt aktiviert, sie breitete sich von 
seinem Arbeitsplatz auf alle Server und  
EDV-Arbeitsplätze aus. Ein ungewolltes 
Comeback des Klemmbretts. 
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Allein die aktuellen Phänomene im 
Bereich des Cybercrime zu skizzieren 
würde wahrscheinlich ein Buch füllen. 

Die Zeiten, in denen man sich einen 
Trojaner lediglich beim Besuch ein-
deutig-zweideutiger Seiten einfangen 
konnte, sind lange vorbei. Auch ist die 
Manipulation von Computern nicht 
mehr nur Spezialisten vorbehalten,  
vielmehr bieten diese ihre Dienste für 
kleines Geld inzwischen so aufbereitet 

an, dass normale PC-Kenntnisse ge-
nügen, um zum Beispiel eine Internet-
seite über Stunden lahm zu legen. 

Man muss also 
jederzeit damit 
rechnen, bei  
Nutzung des  
Internets Opfer 
von Straftaten  
zu werden.  
Und damit wäre 
der Großteil  
dessen, was jeder 
selbst dagegen tun 
kann, auch bereits 
erledigt:  
 
 

Wachsam sein und im Zweifel nicht 
draufklicken.  

Aber auch der Gesetzgeber ist gefragt. 
Natürlich ist die Erpressung schon straf-
bar, auch das Lahmlegen einer Webseite 
mittels eines DDoS-Angriffs. Nicht straf-
bar ist jedoch das Eindringen in einen 

Sicher im Netz ï Cybercrime betrifft uns alle! 
Hessen legt Gesetz zum Schutz der B¿rger vor digitalem Hausfriedensbruch vor 
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sehen und Fotos machen, wären wir erschüttert und empört. Gleich-
zeitig wären wir froh, dass der Hausfriedensbruch strafbar ist, auch  
wenn die Tür nicht verschlossen ist. Nichts anderes ist es jedoch, wenn 
sich jemand in unsere Computer oder Smartphones einschleicht, darin 
ungestört umherschlendert und sich nach Herzens Lust in unseren Daten 
umsieht. Daher ist es höchste Zeit, dass der digitale Hausfriedensbruch 
strafbar wird. 

nicht geschützten Computer oder ein nicht mit 
einer Firewall und einem Virenschutzprogramm 
versehenes Mobiltelefon.  

Nach geltendem Recht muss jeder Bürger seinen 
PC oder sein Smartphone mit einem technisch 
wirksamen Schutz versehen, sonst ist das Aus-
spähen von Daten straflos. Aber wer weiß schon  
so genau, wann ein Schutz wirksam ist.  

Würde jemand durch die unverschlossene Garten-
tür in unseren Garten oder durch die zufällig  
offene Wohnungstür in unsere Wohnungstür  
eindringen, darin herumwandern, sich alles an-

Auch das Strafprozessrecht in den Blick nehmen 

In der täglichen Arbeit der hochspezialisierten Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte bei der hessischen Zentralstelle zur Bekämpfung der Inter-
netkriminalität wird immer wieder offenbar, dass deren gesetzgeberisches 
Handwerkszeug, das Strafgesetzbuch und die Strafprozessordnung, im 
Kern aus dem Jahr 1877 stammen. 

Staatsanwaltschaften, Gerichte und die Polizei benötigen dringend zeit-
gemäße Mittel, um Datenspuren zu sichern und Täter überführen zu  
können. 

Es muss, wie es in der Cybercrime Convention - dem Budapester  
Abkommen über Computerkriminalität aus dem Jahre 2001 - ver-
pflichtend vorgesehen ist, eine nationale Rechtsgrundlage geschaffen  
werden. Diese Regelung muss es den deutschen und ausländischen  
Strafverfolgungsbehörden ermöglichen, beweiserhebliche Daten in  
den Händen deutscher Provider vor der Löschung zu bewahren und  
sie zu verpflichten, diese Daten für einen Zeitraum von bis zu 90 Tagen  
zu speichern.  

Ein effektiver Schutz sowohl der Bürgerinnen und Bürger, aber auch  
von Verwaltung und Unternehmen ist nur möglich, wenn man die vor-
handenen Spezialisten der Strafverfolgung mit den rechtlichen Mitteln 
versieht, die sie für ihre tägliche Arbeit brauchen.  

Die digitale Agenda für das Recht  

Auf Initiative Hessens gibt es bereits den neuen strafrechtlichen 

Tatbestand der Datenhehlerei im Strafgesetzbuch. 

Mit einer Bundesratsinitiative zur Bekämpfung der Botnetz-

kriminalität setzt Hessen seinen Weg konsequent fort.  

Inhalt: Bereits das schlichte Gebrauchsrecht an IT-Systemen,  

unabhängig davon, ob bereits Daten auf diesen Systemen ver-

ändert, ausgespäht oder zerstört worden sind, sollen einem  

strafrechtlichen Schutz unterstellt werden. 

Der sogenannte digitale Hausfriedensbruch soll unter Strafe 

gestellt werden. Einen entsprechenden Gesetzentwurf, der die 

Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts, das Grundrecht  

auf Integrität und Vertraulichkeit von IT-Systemen zu schützen, 

erfüllt, wird Hessen noch in diesem Jahr im Bundesrat einbringen. 
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Dr. Christoph Gebhardt 
geboren am 20. März 1950  

Jura- und Psychologiestudium  
in Frankfurt/M. und Gießen. 
Richter an verschiedenen 
hessischen Gerichten; von 1991 
bis 1999 in das hessische 
Ministerium der Justiz 
abgeordnet. Von 2008 bis 2015 
Vorsitzender Richter am OLG 
Frankfurt/M.  Geschäftsführer 
des Resozialisierungsfonds für 
Straffällige, Vorstand der Opfer- 
und Zeugenhilfe Wiesbaden und 
des Arbeitskreises der Opferhilfen 
in Deutschland. 

Dr. Christine Gutmann 

geboren am 29.12.1960 

Jurastudium in W¿rzburg, 
Mainz und Frankfurt/M. 
Arbeitete einige Jahre in der 
Anstaltsleitung mehrerer 
hessischer Justizvollzugsan-
stalten. Anschließend im 
Hessischen Ministerium der 
Justiz in verschiedenen 
Funktionen. Seit 2011 dort 
Leitung des GroÇreferats f¿r 
Sicherheit der Justizvollzugs- 
anstalten. Ab 1996 Vorsitzende 
des Vereins für Straffälligenhilfe 
Wiesbaden.  

Was hat Sie veranlasst,  
diesen Fall darzustellen? 

Gleich zu Beginn meiner Tätigkeit im 
Strafvollzug war ich, Christine Gut-
mann, in der JVA Butzbach für den 
Gefangenen Dr. U. zuständig. Nicht 
wenige Mitarbeiter der JVA hatten 
Zweifel an seiner Schuld. Diese Zweifel 
hat er mit großem manipulativem Ge-
schick geschürt. Wir wollten zeigen, 
welchen Einfluss ein raffinierter Ge-
fangener haben kann. 

Es kommt fast nie vor, dass 
ein Mörder nach Strafver-
büßung noch einen Mord 
begeht. Dr. U. schien bestens 
resozialisiert. Weshalb der 
zweite Mord?  

Im Gesprªch mit é Dr.  Chr is toph Gebhardt und Dr .  Chr is t ine Gutmann 

Da gibt es 1984 im Odenwald 
einen brillanten Orthopäden.  
Er versichert seine Praxis  
doppelt gegen Feuer und steckt 
sie an. Vorher setzt er seinem 
Nachbarn (und Patienten) eine 
tödliche Spritze. Erst ein Jahr 
später entdeckt die Gerichts-
medizin die Giftbeibringung; der 
Arzt wird wegen Mordes ange-
klagt. Aus der Untersuchungs-
haft gelingt ihm durch Geiselnah-
me die Flucht. Er wird nach 4 
Tagen gefasst und vom Schwur-
gericht Darmstadt zu lebens-
langer Haft verurteilt.  

Dieser Arzt ð er heißt bei den 
Verfassern ăDr. Ulrichsò; sein 
richtiger Name aber ist außer 
dem Rezensenten wohl vielen 
hessischen Juristen noch sehr 
präsent ð sitzt die Strafe 17  
Jahre lang ab, überwiegend in 
Butzbach. Wegen seiner charis-
matischen Persönlichkeit und  
weil sein Wiederaufnahmever-
fahren sich als Gutachterkrieg 
zwischen Chemikern 9 Jahre  
hinzieht, überzeugt er mehr  
und mehr Butzbacher Anstaltsbe-
dienstete von seiner Unschuld. 
2003 auf Bewªhrung entlassen, 
erhält er seine Approbation als 
Arzt zurück und praktiziert, jetzt 
in Bayern, wieder erfolgreich.  
 

Im Jahr 2008 mordet er zum 
zweiten Mal, jetzt einen ver-
mögenden Patienten, wird  

2010 verurteilt und sitzt in-
zwischen mit zweimal lebenslang 
und Sicherungsverwahrung in 
Straubing.  

Der Leser erlebt den ersten Mord, 
den schwierigen Tatnachweis, das 
Wiederaufnahmeverfahren, die 
Strafvollstreckung, den zweiten 
Mord wie aus nächster Nähe mit. 
Deutlich werden auch die Schwie-
rigkeiten, vor die ein kommunika-
tiv ungeheuer begabter Täter und 
Strafgefangener, der aus der Haft 
heraus Rundfunk- und Zeitungs-
interviews gibt, und von dessen 
Unschuld der Anstaltspfarrer und 
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Den Verfassern ð sie Ministe-
rialrätin im Wiesbadener 

Justizministerium, er  
hessischer Richter ð gelingt  

das Kunststück, auf  
penibler Recherche  

einen äußerst spannend   
zu lesenden Realkrimi  

aufzubauen.  

der für ihn zuständige Sozial-
arbeiter überzeugt sind, das  
ganze System stellt. 

Immer wieder stellen die Ver-
fasser sich die Frage, ob eine 
andere Gestaltung des Strafvoll-
zugs, eine konsequentere Be-
währungsaufsicht, eine bessere 
Therapie während der Bewäh-
rung, eine größere Vorsicht bei 
der Wiedererteilung der Appro-
bation an diesen Patienten-
mörder die zweite Tat hätten 
verhindern können.  

Eine bei aller Spannung ganz 
ernst zu nehmende Studie über 
einen Straftäter, der nicht nur 
zweifacher Mörder, sondern zu-
dem immer wieder als Betrüger 
aktiv ist. Die minutiöse Aus-
wertung der hessischen und  
bayerischen Akten ist die solide 
Basis dieser mitreißenden Dar-
stellung, bei der auf keiner Seite 
Langweile aufkommt.  

 

 

 

 

 

 

Das Buch 

Quelle: Buchbesprechung für das Justiz-Ministerial-Blatt 11/2012 

von Michael Sagebiel, Leitender Oberstaatsanwalt, Limburg  a.d.L.  

Der Strafvollzug hat Dr. U. nicht 
ändern können, weil er sich mit seinem 
ersten Mord nicht auseinandergesetzt,  
sondern ihn konsequent geleugnet hat. 
Allerdings hätte, wie man freilich jetzt 
erst im Nachhinein weiß, wohl auch 
der beste Gefängnispsychologe hier 
keinen Erfolg gehabt. Dr. U. war und 
blieb nicht nur Mörder, sondern 
auch Betrüger. Betrüger gelten als 
nahezu therapieresistent.  

Weshalb haben die psychiat-
rischen Gutachter vor der 
Entlassung das nicht voraus-
gesehen? 

Weil Dr. U. ihnen eine Nachreifung 
vorgespielt hat, die nicht da war.  

Bei manipulativ begabten Gefangenen 
kommt allerdings jeder Psychiater/
Psychologe an seine Grenzen. 

Warum durfte Dr. U. nach 
seiner Entlassung Arzt sein, 
obwohl er einen Menschen, 
seinen Patienten, umgebracht 
hatte? 

Die Wiedererteilung der Approbation 
ist nicht nachvollziehbar. Die zustän-
dige bayerische Verwaltungsbehörde  
hat sich leider darauf verlassen, dass 
eine Therapieauflage Dr. U. vom 
Rückfall abhält. Der Verlauf dieser 
Therapie wurde nicht überwacht. Der 
Therapeut - Dr. U. hat ihn selbst 
ausgewählt - war völlig unerfahren. 
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